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BGH entscheidet, dass die Präimplantationsdiagnostik zur Entdeckung 
schwerer genetischer Schäden des extrakorporal erzeugten Embryos  

nicht strafbar ist. 
 
 

Der Konfliktlage der Eltern, die letztlich in einen 
Schwangerschaftsabbruch einmünden kann, wird 
Rechnung getragen.  
 
Sachverhalt 
 
Das Landgericht Berlin hat den Angeklagten, 
einen Frauenarzt mit dem Schwerpunkt Kinder-
wunschbehandlung, vom Vorwurf einer dreifa-
chen strafbaren Verletzung des Embryonen-
schutzgesetzes freigesprochen. 
 
In den Jahren 2005 und 2006 wandten sich drei 
Paare mit dem Ziel einer extrakorporalen Be-
fruchtung an den Angeklagten. In allen Fällen 
wies einer der Partner genetische Belastungen 
auf. Aufgrund dessen bestand die Gefahr, dass 
auch die erzeugten Embryonen genetisch belastet 
sein würden, was einen Abort, eine Totgeburt, 
ein Versterben des Neugeborenen nach der Ge-
burt oder die Geburt eines schwerkranken Kin-
des hochwahrscheinlich machte. 
 
Im Hinblick auf die Gefahrenlage und dem 
Wunsch seiner Patienten entsprechend führte der 
Angeklagte jeweils eine sog. 
Präimplantationsdiagnostik (im Folgenden: PID) 
an pluripotenten, d.h. nicht zu einem lebensfähi-
gen Organismus entwicklungsfähigen Zellen 
durch. Die Untersuchung diente dem Zweck, nur 
Embryonen ohne genetische Anomalien übertra-
gen zu können. Dies geschah in allen Fällen. 
Embryonen mit festgestellten Chromosomen-
anomalien wurden hingegen nicht weiter kulti-
viert und starben in der Folge ab. 
 

Entscheidung des BGH 
 

Der 5. ("Leipziger") Strafsenat des Bundesge-
richtshofs hat das freisprechende Urteil des 
Landgerichts bestätigt und die Revision der 
Staatsanwaltschaft demgemäß verworfen. Der 
Senat ist in Übereinstimmung mit dem Landge-
richt zu der Auffassung gelangt, dass der Ange-
klagte § 1 Abs. 1 Nr. 2 ESchG (missbräuchliche 
Anwendung von Fortpflanzungstechniken) und § 
2 Abs. 1 ESchG (missbräuchliche Verwendung 
menschlicher Embryonen) nicht verletzt hat. 
 
Aus den genannten Strafbestimmungen kann 
nicht mit der im Strafrecht erforderlichen Be-
stimmtheit (Art. 103 Abs. 2 GG) ein Verbot der 
bei Erlass des Embryonenschutzgesetzes im Jahr 
1990 erst im Ausland entwickelten PID abgelei-
tet werden, die den Embryo nach derzeitigem 
medizinisch-naturwissenschaftlichem Kenntnis-
stand überdies nicht schädigt. Das Vorgehen des 
Angeklagten verstößt weder gegen den Wortlaut 
noch gegen den Sinn des Gesetzes. Dem bei je-
der Gesetzesauslegung zu würdigenden Willen 
des historischen Gesetzgebers lässt sich ein Ver-
bot einer solchen PID, die der Gesetzgeber nicht 
ausdrücklich berücksichtigt hat, nicht entneh-
men. 
 
Dem mit dem Gesetz verfolgten Zweck des 
Schutzes von Embryonen vor Missbräuchen läuft 
die PID nicht zuwider. Das Embryonenschutzge-
setz erlaubt die extrakorporale Befruchtung zur 
Herbeiführung einer Schwangerschaft ohne wei-
tere Einschränkungen. Ein strafbewehrtes Gebot, 
Embryonen auch bei genetischen Belastungen 
der Eltern ohne Untersuchung zu übertragen, 
birgt hohe Risiken in sich; vor allem ist zu be-
sorgen, dass sich die Schwangere im weiteren 
Verlauf nach einer ärztlicherseits angezeigten 
und mit denselben Diagnosemethoden durchge-



führten Pränataldiagnostik, hinsichtlich derer 
eine ärztliche Aufklärungspflicht besteht, für 
einen Schwangerschaftsabbruch entscheidet. Die 
PID ist geeignet, solch schwerwiegende Gefah-
ren zu vermindern. Es kann nicht davon ausge-
gangen werden, dass der Gesetzgeber sie verbo-
ten hätte, wenn sie bei Erlass des Embryonen-
schutzgesetzes schon zur Verfügung gestanden 
hätte. Dagegen spricht auch eine Wertentschei-
dung, die der Gesetzgeber in § 3 Satz 2 des Emb-
ryonenschutzgesetzes getroffen hat. Dort ist eine 
Ausnahme vom Verbot der Geschlechtswahl 
durch Verwendung ausgewählter Samenzellen 
normiert worden. Mit dieser Regelung ist der aus 
dem Risiko einer geschlechtsgebundenen Erb-
krankheit des Kindes resultierenden Konfliktlage 
der Eltern Rechnung getragen worden, die letzt-
lich in einen Schwangerschaftsabbruch einmün-
den kann. Eine gleichgelagerte Konfliktlage hat 
in den zu beurteilenden Fällen bestanden. 
 
Der Bundesgerichtshof hat betont, dass Gegen-
stand seiner Entscheidung nur die Untersuchung 
von Zellen auf schwerwiegende genetische 
Schäden zur Verminderung der genannten Ge-
fahren im Rahmen der PID sei. Einer unbegrenz-
ten Selektion von Embryonen anhand geneti-
scher Merkmale, etwa die Auswahl von Emb-
ryonen, um die Geburt einer "Wunschtochter" 
oder eines "Wunschsohnes" herbeizuführen, wä-
re damit nicht der Weg geöffnet (BGH, Urteil 
vom 6. Juli 2010 – 5 StR 386/09). 
 
Kommentar 
 
Wie an anderer Stelle bereits erwähnt (BGH-
Urteil zur aktiven Sterbehilfe) haben zwei Senate 
des Bundesgerichtshofs sich innerhalb von zwei 
Wochen mit dem Schutz des Lebens befasst und 
wegweisende Entscheidungen getroffen. Wäh-
rend die Entscheidung zur aktiven Sterbehilfe 

sich noch aus den gesetzlichen Regelungen her-
leiten lässt drängt sich bei der Entscheidung zum 
Embryonenschutzgesetz einmal mehr der Ein-
druck auf, dass sich die Gewaltenteilung ver-
mischt indem sich ein Richter an die Stelle des 
Gesetzgebers drängt. So verwundert es auch 
nicht, dass mittlerweile eine heftige Diskussion 
in Gang gesetzt wurde und der Ruf nach einer 
gesetzlichen Regelung der PID erschallt. Ein Ruf 
der nicht neu ist aber deshalb seine Berechtigung 
nicht verloren hat . Bereits 2001 hat sich die En-
quete-Kommission des Deutschen Bundestages 
„Recht und Ethik der modernen Medizin“ unter 
anderem mit der Problematik der PID auseinan-
dergesetzt. Übereinstimmend sei die Kommissi-
on der Auffassung, dass die PID durch den Ge-
setzgeber geregelt werden müsse. 
Daran anknüpfend sah Art. 1 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Regelung der 
Präimplantationsdiagnostik (Präimplantations-
diagnostikgesetz - PräimpG) vom 9. November 
2001 (BT-Drucks. 14/7415) die Einfügung eines 
neuen § 3 a in das ESchG zur 
Präimplantationsdiagnostik vor, der unter be-
stimmten Voraussetzungen für Fälle wie die vor-
liegenden das Handeln des Arztes für nicht 
rechtswidrig erklärt. Der Entwurf ist indes bisher 
vom Gesetzgeber nicht umgesetzt worden. 

Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber sich 
seiner Verantwortung bewusst werden wird und 
ein entsprechendes Gesetz verabschiedet. Bis 
dahin bleibt es beim Richterrecht, in Anbetracht 
der Tatsache, dass Strafrecht immer die ultima 
ratio sein soll, eine nicht befriedigende Situation. 
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